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J
ie Bilder des verheeren-
den Hochwassers im Wes-
ten unseres Landes sind

noch allgegenwärtig, da wüten 
in verschiedenen Regionen Euro-
pas Feuersbrünste. So langsam 
sollten auch den letzten Skepti-
kern klar sein, dass uns der Kli-
mawandel mit voller Wucht trifft. 
In den letzten 20.000 Jahren ist 
die durchschnittliche Temperatur 
um 4 Grad angestiegen, aber al-
lein in den letzten ca. 200 Jahren 
 – seit Beginn der industriellen 
Revolution – in Deutschland um 
1,5 Grad.

Im Pariser Klimaschutzabkom-
men wurde international verein-
bart, den Temperaturanstieg um 
1,5 Grad zu begrenzen - gemes-
sen am vorindustriellen Zeitalter. 
Dieses Ziel hat Deutschland jetzt 
schon verpasst. Die Bundesregie-
rungen der vergangenen Jahre 
haben entgegen der Pariser Emp-
fehlungen in einigen Bereichen 
nur kleine Schritte unternommen 
und in anderen Bereichen sogar 
den Fortschritt verhindert. Wenn 
der CDU-Kanzlerkandidat Armin 
Laschet jetzt so tut, als wäre er 
Vorreiter in Sachen Klimapolitik,
ist das eine glatte Lüge. Er war
einer derjenigen, die den Kohle-
ausstieg weit nach hinten schie-
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Klimawandel / Starkregenfälle:

Vorsorge für Barmstedt notwendig

ben wollte und zusammen mit 
Minister Altmaier (CDU) hat er 
den Ausbau der Windenergie 
nahezu zum Erliegen gebracht.

Angesichts der Hochwasser-
katastrophe im Süden der Bun-
desrepublik muß nach Auffas-
sung der BALL in nächster Zeit 
in Barmstedt überprüft wer-
den, welche Auswirkungen 
Starkregenfälle mit z. B. 150 l,
200 l pro m2 innerhalb von 
ein, zwei Tagen im Stadtge-
biet hätten und welche Vor-
sorgemaßnahmen erforderlich 

und möglich sind. Dies hat die 
BALL in die Stadtvertretung ein-
gebracht. Im Katastrophengebiet 
gab es Niederschläge von über 
240 l pro m2 innerhalb von zwei 
Tagen.  Bereits in der Vergangen-
heit haben wir erlebt, dass Keller 
von Häusern in Krückaunähe voll-
gelaufen sind, dass die Brücke in 
der Austraße unter Wasser stand 
und dass beim Seniorenheim Sand-
säcke bereit gestellt wurden.

Die Auseinandersetzung mit 
der Katastrophe wirft verschärft 
u. a. diese Fragen auf:  Wie 

kann die Versiegelung von Flä-
chen gestoppt bzw. rückgängig 
gemacht werden?  Wo müssen 
Überschwemmungsflächen ge-
schaffen werden?  Wie kann 
die Regenwasserkanalisation von 
den riesigen Abwassermengen 
der Meierei entlastet werden? 
 Was ist bei der Ausweisung 
von neuen Baugebieten zu be-
denken?  Wie sind die Vorwarn- 
und Alarmsysteme eingestellt? 
 Wie sieht die Ausstattung von 
Hilfsorganisationen für Soforthil-
fen aus?  Es ist nicht neu, dass 

die Häufigkeit von Starkregen-
fällen und Extremwetterlagen in 
Folge der Klimaveränderungen 
zunehmen werden. Bis interna-
tional tatsächlich wirksame Kli-
maschutzmaßnahmen durchge-
setzt sind, wird es bei allem Op-
timismus dauern. Insofern ist 
es mehr als notwendig jetzt zu 
überprüfen, ob und wie die Stadt 
auf Extremsituationen hinrei-
chend eingestellt ist und was 
noch zu tun ist.  

Auf Nachfrage von BALL-
Stadtvertreter Helmut Welk bei 
der letzten Zweckverbandssit-
zung des Seniorenheimes stellte
sich heraus, dass es kein umfas-
sendes Konzept bei Hochwasser 
gibt und die letzten Untersu-
chungen des Abwasserzweck-
verbandes (AZV) haben lediglich 
ergeben, dass das Regenrückhal-
tebecken am Küsterkamp erneu-
ert werden muss. Das reicht aber 
sicher nicht aus, um Wassermas-
sen zu bewältigen.  Eine vorran-
gige Aufgabe des wieder ein-
gerichteten Umweltausschusses 
muss es u. a. sein, sich mit kurz-
fristig notwendigen Vorsorge-
maßnahmen zu befassen sowie 
alle Beschlüsse der Politik in un-
serer Stadt auf ihre Klimaschutz-
wirkung zu überprüfen. 

Z
Umweltausschuss kommt 

u beginn dieser Legislaturperiode der Stadtvertretung hatten 
CDU, FWB und SPD den Umweltausschuss abgeschafft. The-
men des Umweltschutzes sollten im Bauausschuss besprochen 

werden. BALL und GRÜNE hatten das seinerzeit stark kritisiert. Der 
Bauausschuss hat viele Themen zu bearbeiten, entsprechend bleibt 
nur wenig Raum für die Diskussion zentraler ökologischer Fragen. 
Jetzt stellten BALL, SPD und GRÜNE einen gemeinsamen Antrag auf 
Wiedereinsetzung des Umweltausschusses. BALL-Fraktionsvorsitzen-
der Dr. Günter Thiel führte in der Erläuterung des Antrags von BALL, 
SPD und GRÜNEN aus, dass der Umweltausschuss u. a. Themen des 
Umwelt- und Immissionsschutzes, des Klimaschutzes, des Baum-, 
Landschafts-, Natur- und Gewässerschutzes behandeln solle. Letztlich 
fasste der Hauptausschuss am 1.6.  einstimmig den Grundsatzbe-
schluss auf Neueinsetzung eines Umweltausschusses. 

Wohnungen am Holstenring: 

Mieter werden für Parkplätze abkassiert
eitdem die gemeinnützige 
Wohnungsbaugenossen-
schaft Adlershorst die 

Hochhäuser am Holstenring und 
die Wohnblocks am Weidkamp 
2013 an die ZBI-Immobiliengrup-
pe verkauft hat und diese mitt-
lerweile von der AFP-Nord in 
Luxemburg übernommen wurden, 
sind Mieten und Nebenkosten 
bzw. Heizkostenabrechnungen 
kontinuierlich gestiegen. Die AFP-
Nord interessiert vor allem die 
monatlichen Mieteinnahmen. In-
standhaltung und Verwaltung hat
sie weiter vergeben. Dafür wurde
die WVB Centuria als deutschland-
weit tätiges Hausverwaltungsun-
ternehmen eingeschaltet. Über 
die Ziele der WVB Centuria mit 
dem Sitz in Berlin ist auf ihrer
Internetseite zu erfahren, dass es
ihnen darum geht, „maximale 
Erträge (Gewinne) für ihre In-
vestoren zu erzielen. Kosten-

senkung bei Optimierung des 
in der Immobilie gebundenen 
Vermögens. Durchführung von 
Mieterhöhungen zur Steige-
rung von Nettokaltmieten”. 
Die Kaltmieten bei neuvermiete-
ten Wohnungen liegen mittler-
weile bei 9.-/m2.
     Wenn die Mieter am Holsten-
ring und Weidkamp Probleme 
haben, ist die Hausverwaltung  
telefonisch für sie meistens nicht 
erreichbar. Aber die Probleme 
häufen sich: Der Fahrstuhl im Hol-
stenring Nr. 8 stand fast drei Wo-
chen still , bevor nach massiven 
Protesten die Reparatur ausge-
führt wurde. Die Anwohner muss-
ten mit ihren Einkaufstaschen 
mehrere Stockwerke Treppen stei-
gen. Die Feuerrauchmelder in den 
Wohnungen wurden nicht mehr
gewartet und waren teilweise 6 
Monate außer Betrieb. Die Repa-
ratur von jeder Menge undichter 

Fenster, brüchigen Balkonen und
Schimmel an den Wänden geht
 – wenn überhaupt – nur schlep-
pend voran und sind mit Mieter-
höhungen verbunden.
   In diesem Jahr hat die Hausver-
waltung die KFZ-Stellplätze am 
Holstenring als eine neue „Ein-

nahmequelle” entdeckt. Die Stell-
plätze standen den Mietern seit 
1970 kostenlos zur Verfügung. 
Jetzt wurden die Parkflächen mit 
Markierungen eingeteilt und mit 
abschließbaren Parkplatzsperren 
versehen. Die Mieter sollen jetzt 
für einen Platz 30 Euro monatlich 
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bezahlen. Da viele Mieter nicht 
bereit sind, diese zusätzlichen 
Kosten zu tragen oder ihnen das 
Geld fehlt, stehen die meisten 
Parkflächen leer. Genutzt werden 
die umliegenden Parklätze am 
Holstenring. Diese Mischung aus 
unverschämter Raffgier und Ab-
surdität ist sofort zu beenden!
     In Berlin fordern fast 300.000 
Menschen in einem Volksbegeh-
ren, dass solche Immobilienhaie 
wie Deutsche Wohnen, Vonovia, 
Akelius & Co mit mehreren Hun-
derttausend Wohnungen enteig-
net werden und die Wohnungen 
wieder in gemeinnütziges Eigen-
tum überführt werden. Das wäre 
mehr als überfällig wie auch die 
erhebliche Steigerung des Baus 
von Sozialwohnungen, denn Jahr 
für Jahr verschwinden weiterhin 
erheblich mehr Sozialwohnungen 
mit Mietpreisbindung als neu 
gebaut werden. Deshalb: Es muß 
auch in Barmstedt endlich Ergeb-
nisse beim Bau neuer bezahlbarer 
Wohnungen mit Mietpreisbin-
dung geben!

Globaler 
Klimastreik
am 24.9.2021

etzt muss endlich gehan-
delt werden, um die Klima-
krise und das weltweite 

Artensterben einzudämmen. Bis-
her hat die CDU/SPD-Bundes-
regierung auf den Protest von
Millionen Menschen auf den 
Straßen nicht ausreichend rea-
giert. Doch mit der Bundes-
tagswahl muss sich das ändern!
    Die FridaysForFuture-Bewe-
gung ruft zu einem weiteren
Klimastreik am 24. September 
auf. Damit soll die Forderung 
nach einem konsequenten Kli-
maschutz zu einem zentralen 
Thema bei der Bundestagswahl 
am 26. September gemacht wer-
den. „Wer unsere Stimme für 
die Bundestagswahl will”, so

FridaysForFuture „muss die Le-
bensgrundlagen zukünftiger 
Generationen schützen und 
die Lösung der Klimakrise als 
riesige Gelegenheit begreifen, 
unsere Gesellschaft moderner, 
demokratischer und gerechter 
aufzustellen – für Millionen 
gute Jobs und ein besseres Le-
ben für alle”. 
FridaysForFuture fordert u.a. 
von einer zukünftigen Regie-
rung, dass sie:

n  spätestens 2030 aus der 
Kohle aussteigt. 
n die Erneuerbaren auf mindes-
tens 80 Prozent am Stromver-
brauch bis 2030 natur- und 
sozialverträglich ausbaut.

n in attraktiven öffentlichen
Nahverkehr und in die Fahrrad-
infrastruktur investiert, alle neu-
en Autobahnprojekte stoppt 
und ein festes Datum für ein 
Ende vor 2030 für die Neuzu-
lassung von Verbrennungsmo-
toren bei PKWs festlegt.

n sich für eine klima- und um-
weltfreundliche Landwirtschaft
mit fairen Preisen für Erzeuger*-
innen sowie eine artgerechte 
Tierhaltung einsetzt.



ach 20 Jahren Krieg zo-
gen jetzt die westlichen 
Staaten ihre letzten Sol-

daten aus Afghanistan ab. Was 
für ein Wahnsinn, ein ganzes 
Land anzugreifen, angeblich als 
Rache und Vergeltung für die Flug-
zeugattacken vom 11. September 
2001 in New York. Ein ganzes 
Volk als Geisel zu nehmen für 
den Terrorakt von Al-Qaida, einer 
kleinen Terrorgruppe, die zuvor 
im Afghanistankrieg der Sowje-
tunion von den USA aufgebaut 
und ausgerüstet worden war und 
sich weiterhin in Afghanistan auf-
hielt. Ganz abgesehen davon, 
dass die Mitglieder dieser Terror-
gruppe keine Afghanen, sondern 
Saudis waren. Außerdem war die 
damalige afghanische Taliban-Re-
gierung bereit, Osama bin Laden, 
den Anführer und seine Anhänger 
auszuliefern. Auf das Ausliefe-
rungsangebot ging die USA aber
nicht ein und begann mit Unter-
stützung anderer NATO-Staaten, 
inkl. Deutschlands, mit der Bom-
bardierung Afghanistans. Was 
2001 als „Operation Enduring 
Freedom” begann, endete nach 
20 Jahren Krieg, Zerstörung, 
Hunger und vielen menschlichen 
Opfern (über 250.000 Tote, Mil-
lionen Verletzte und Flüchtlinge, 
rd. 185.000 Zivilisten, Frauen, 
Kinder) im August 2021 in einem 
Chaos am Flughafen von Kabul.
     Zu Kriegsbeginn gab es in den 

USA Berichte von „atemberau-
benden Rohstoffvorkommen” in
Afghanistan. Profitträchtige Plä-
ne der amerikanischen Ölindu-
strie für den Bau einer großen 
Ölpipeline von Turkmenistan, Us-
bekistan und Tadschikistan an 

den Golf von Oman wurden ver-
handelt. Hier wollten die USA 
Einfluss auf die zukünftige Ölver-
teilung in Asien nehmen. Roh-
stoffe, Absatzmärkte, Transport-
wege und geostrategische Über-
legenheit waren also die Haupt-
gründe des Krieges. 2005 gab 
Condoleezza Rice (Außenminis-
terin unter George W. Bush) die
amerikanische Strategie in „Grea-
ter Middle East” öffentlich be-
kannt. In einer Rede kündigte sie 
als Ziel ein „kreatives Chaos” in 
der Region an. Die anschließen-
de „Neuordnung” der Region sei 
allerdings ohne „schmerzhafte 
Geburtswehen” nicht zu haben. 

Bereits 2003 griff die US-Armee 
den Irak an. Es folgten die Kriege 
in Libyen und Syrien, die bis heu-
te anhalten, für deren „Begrün-
dung“ immer neue Lügenge-
schichten der Öffentlichkeit ver-
kauft wurden. 
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     Um in der Bevölkerung Unter-
stützung für den Kriegseinsatz der 
Bundeswehr aufzubauen, wurde 
von Brunnenbau, Entwicklungs-
hilfe, Demokratieaufbau und 
Menschen- bzw. Frauenrechten 
gesprochen. Bei Umfragen spra-
chen sich dennoch immer über 60 
Prozent der Bundesbürger gegen 
den Bundeswehreinsatz aus. Das 
Verdienst der LINKEN im Bundes-
tag war es – seit Beginn des Bun-
deswehreinsatzes unter Schröder/
SPD/Grünen 2001 – keinem der 
Kriegseinsätze in Afghanistan zu-
gestimmt zu haben.
     Die US-Bevölkerung zahlte für 
die Gesamtkosten des Krieges 

Barmstedter Linke Liste fordert:

Schluss mit Sportstättennutzungsgebühren

Krieg ist keine Lösung:

Ende eines sinnlosen Desasters

eit Jahrzehnten sind die 
Sportförderungsmittel der 
Stadt zur Unterstützung 

des Kinder-, Jugend- und Breiten-
sports bei knapp 15.000,– Euro 
eingefroren, durch entsprechende 
Preissteigerungen im Laufe der 
Zeit real um ca. 30 – 50 % ge-
sunken. Wenigstens konnten
die Sportvereine – BMTV, SSV
Rantzau, FC Heede - die städti-
schen Schulsportanlagen außer-
halb der  Schulzeiten kostenlos 
nutzen. So heißt es in den Sport-
förderungsrichtlinien von 1979: 

„ Die städtischen Sport-/Schul-
sportstätten werden den Vereinen
 entsprechend den Benutzungs-
ordnungen entgeltfrei zur Verfü-
gung gestellt.“  Damit war 2016 
Schluss. Gegen den Widerstand 
der Sportvereine und die massive 
Kritik von BALL und FWB drückte 
die Stadtvertretung den Sport-
vereinen jährlich rd. 9.000,– Euro  
an Sportstättennutzungsgebüh-
ren auf. Am Ende hatte nur noch 
die BALL gegen die Sportstätten-
nutzungsgebühren gestimmt. Von 
den einstigen 15.000,– Euro an 
Sportförderungsmitteln waren 
somit faktisch nur noch 6.000,– 
Euro verblieben – die Preissteige-
rungsrate gar nicht berücksichtigt. 
Das war ein schweres Foulspiel 
gegen die Barmstedter Sportver-

eine mit ihren 3.000 Mitgliedern. 
    Ende 2020 waren die zwischen 
Stadt und Vereinen getroffenen
Verträge zur Zahlung von Sport-
stättennutzungsgebühren ausge-
laufen. Die in der „Sportstadt 
Barmstedt“ kooperierenden Sport-
vereine haben mittlerweile gegen-
über der Stadt sich klar positio-
niert: sie lehnen eine weitere Zah-
lung von Sportstättennutzungs-
gebühren und somit neue Verträge
ab und fordern, dass die Nutzung 
der städtischen Schulsportanla-
gen wieder unentgeltlich bleibt.  

Die BALL-Fraktion unterstützt 
dies voll und ganz. In der Stadt-
vertretung wird die BALL dafür 
eintreten, dass auch in der Benut-
zungs- und Entgeltordnung die 
unentgeltliche Nutzung festgehal-
ten wird.  
     Im Raum steht eine weitere 
große Unsicherheit: Ab 1.1.2023 
muss eine von der EU-Kommis-
sion veranlasste Änderung des 
Umsatzsteuergesetzes von den 
Kommunen umgesetzt werden. 
Der Inhalt – sehr vereinfacht – be-
sagt, dass die Kommunen in Be-

reichen, wo sie als „Unternehmer“ 
auftreten und im Wettbewerb mit 
potentiellen privaten Anbietern 
stehen, auf ihre Einnahmen Um-

-satzsteuer raufschlagen müssen. 
Im Hintergrund dieser EU-Initiati-
ve stehen neoliberale Kräfte, die 
darauf aus sind für große lukra-
tive, gewinnträchtige Bereiche 
der öffentlichen Daseinsvorsorge 
privaten Profithaien den Zugang 
zu erleichtern. Das ist nicht so 
relevant in den Dörfern und Klein-
städten, aber diese haben mit 
den bürokratischen Folgen zu tun.
Offen ist, ob und wann dies auch 
für die Nutzung von städtischen 
Sportstätten durch Vereine gilt. 
Von Seiten der Stadt wurde im 
Juni letzten Jahres ein Gutachten 
vorgelegt, demzufolge die Stadt 
von den Sportvereinen „marktüb-
liche“ und damit horrende Hallen-
mietpreise erheben sollte. Allein 
für die Sporthallennutzung in 
der Schulstrasse wurden für den 
BMTV in einem Gutachten Kosten 
bis zu 30.000,– Euro jährlich kal-
kuliert, für den SSV Rantzau und 
den FC Heede wären die Beträge 
ebenfalls unbezahlbar.  Von die-
sen Zahlenspielen ist aktuell nicht 
mehr die Rede, aber eine erhebli-
che Ungewissheit bleibt.
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rd. 2,3 Billionen Dollar, zu den 
großen Kriegsgewinnern zählten 
die US-Rüstungskonzerne. Die 
Kriegskosten für Deutschland 
liegen bei ca. 50 Milliarden Euro, 
anteilig sind das rd. 5 Millionen 
Euro für Barmstedt: damit hätten 
40 Sozialwohnungen gebaut 
werden können. 
    Obwohl der Kriegseintritt der
westlichen Staaten anfangs von
Teilen der afghanischen Bevöl-
kerung begrüßt wurde, gelang 
es den Talibankräften seit 2003 
wieder in Afghanistan Fuß zu fas-
sen. Als die finanzielle Belastung 
für die USA nicht mehr tragbar 
waren und der Krieg in der ameri-
kanischen Öffentlichkeit zuse-
hends abgelehnt wurde, began-
nen die USA mit den Taliban 
über die Zukunft Afghanistans zu 
verhandeln. Ab 2015 wurde der 
Aufbau der afghanischen Armee 
mit 350.000 Soldaten vorange-
trieben. Dies hat sich in den letz-
ten Wochen als „Fehlschlag” er-
wiesen. Die afghanische Armee 
hat sich selber aufgelöst, ist zu 
den ca. 70.000 Talibankämpfern 
übergelaufen und hat große Teile 
des Landes kampflos den Taliban 
übergeben. 
     Die CDU/CSU/SPD-Bundes-
regierung gab sich „überrascht“, 
dass der jahrelang schöngerede-
te Kriegseinsatz mit großen sinn-
losen Opfern auf einmal so plötz-
lich endete.

Lütte Lüüd sind in ihre 
neue Kita eingezogen

m 2. August war es
 endlich soweit . Zwar 
waren noch einige

Restarbeiten durch die Hand-
werker zu erledigen, aber 
wie geplant konnten die Kin-
der der Kita „Lütte Lüüd“ 
ihre neue Heimat an der Dü-
sterlohe in Beschlag neh-
men. 40 Elementar- und 30 

A Krippenkinder werden hier 
jetzt betreut . Zum Festhalten 
des quirl igen Lebens in den 
neuen Räumen und auf dem 
Außengelände überreichten 
die BALL-Stadtvertreter Günter 
Thiel und Klaus Kuberzig der 
Kita-Leiterin Si lke Beckmann 
eine wasserdichte Kamera .

m 26.08.2021 findet 
die Bundestagswahl 
statt. ICAN, ein Zu-

sammenschluss von 700 Or-
ganisationen weltweit ruft 
dazu auf, nur Kandidatinnen 
und Kandidaten zu wählen, die 
sich für die Abschaffung von 
Atomwaffen einsetzen.

2017 einigten sich in der 
UNO 122 von 193 Staaten auf 
einen weltweiten Atomwaffen-
verbotsvertrag. Dieser ist am 
22. Januar 2021 in Kraft getre-
ten. Der Vertrag verbietet Staa-
ten Atomwaffen zu entwickeln, 
zu testen, zu produzieren und 
zu besitzen. Außerdem sind 
die Weitergabe, die Lagerung, 
der Einsatz sowie die Andro-
hung verboten. 

Atomwaffen sind eine Her-
ausforderung für die ganze Men-
schheit. Ihr Einsatz könnte die 
Existenz der Gattung Mensch 
beenden. Bereits in den ver-
gangenen Jahrzehnten schlid-
derte die Menschheit etliche 
Male allein durch Computerfeh-
ler, Fehlalarme oder Unfälle am 
Atomkriegsinferno vorbei. Die 
offenen Atomkriegsplanungen 
der US-Militärs während des 
Koreakriegs sind vergessen.

In Europa lagern ca. 200 ein-
satzbereite US-Atombomben. 
Die US-Bomben, die davon in
der Bundesrepublik lagern, sol-
len im Kriegsfall mit deutschen 
Piloten und speziellen Atom-
bombern in Europa ins Ziel ge-
bracht werden. Durch diese so-
genannte „Nukleare Teilhabe” 
erhofft sich die Bundesregie-
rung beim Einsatz der Bomben 
mitreden zu dürfen. Dies wird 

aber bisher von der amerikani-
schen Seite abgelehnt. Während 
des „kalten Krieges“ war es Teil
der zynischen Strategie Atom-
waffen auch auf deutschem Bo-
den zur „Verteidigung“ einzu-
setzen.

Das Perfide an der Begriff-
lichkeit „Nuklearer Teilhabe” ist, 
dass sie zum einen harmlos klingt 
– „Teilhabe“ klingt positiv, fast 
wie „Demokratie“ – und dass 
sie zum anderen so sehr in den 
aktuellen Sprachgebrauch ein-
gedrungen ist, dass eben kaum 
noch jemand aufhorcht, wenn 
von „nuklearer Teilhabe“ die
Rede ist; dass sich eben kaum 
noch jemand Gedanken macht. 
Dabei sprechen wir immerhin 
über Waffen, von denen Einzelne 
jeweils einen hunderttausend-
fachen Massenmord verüben 
könnten. 

Trotz dieser Verharmlosungs-
versuche sprechen sich laut aktu-
eller Umfragen 85% der Bevöl-
kerung für den Abzug dieser 
Waffen aus Deutschland aus. Für 
ein Atomwaffenverbot sind sogar 
93% der Befragten. Aber die jet-
zige CDU-/SPD-Bundesregierung 
weigert sich dem  Atomwaffen-
verbotsvertrag beizutreten. 

Da die US-Regierung eine 
„Modernisierung” ihrer Atom-
bomben (noch zielgenauer) vor-
nimmt, hat das Verteidigungs-
ministerium den Ankauf von 
45 amerikanischen Kampfflug-
zeugen, die für den Einsatz der 
neuen Atombomben zertifiziert 
sind, eingeplant. Wie es jetzt 
weitergeht, wird die neue Bun-
desregierung entscheiden. 
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